
 
Änderungsantrag  
der Fraktionen der CDU und der FDP 
zu dem Gesetzesentwurf  
der Landesregierung 
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Schulgesetzes  
und des Hessischen Personalvertretungsgesetzes  
Drucksache 18/3635 
 
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n  : 
 
Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 
 
In Art. 1 Nr. 39 erhält § 54 Abs. 1 bis 3 folgende Fassung: 

"(1) Alle schulpflichtigen Kinder werden in der allgemeinen Schule ange-
meldet. Bei Anspruch auf sonderpädagogische Förderung kann bei der An-
meldung durch die Eltern die unmittelbare Aufnahme in die Förderschule 
beantragt werden. Wenn zum Zeitpunkt der Anmeldung Anspruch auf son-
derpädagogische Förderung bestehen kann und keine unmittelbare Aufnahme 
in die Förderschule beantragt wurde, entscheidet im Rahmen der Abs. 2 bis 
4 die Schulleiterin oder der Schulleiter über Art, Umfang und Organisation 
der sonderpädagogischen Förderung.  
 
(2) Kommt ein Anspruch auf sonderpädagogische Förderung bei einer Schü-
lerin oder einem Schüler in Betracht und reichen allgemeine Maßnahmen der 
Prävention und der Förderung nicht aus oder sind solche nicht möglich, soll 
die Schulleiterin oder der Schulleiter der allgemeinen Schule nach Anhörung 
der Eltern im Benehmen mit dem Staatlichen Schulamt über Art, Umfang 
und Organisation der sonderpädagogischen Förderung entscheiden, andern-
falls gilt § 93 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. Grundlage der Entscheidung ist 
die Empfehlung des Förderausschusses nach Abs. 3. Der Empfehlung sind 
eine Stellungnahme des sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzent-
rums und, wenn erforderlich, ein schulärztliches sowie in Zweifelsfällen ein 
schulpsychologisches Gutachten zugrunde zu legen. Vor der Entscheidung 
ist die Empfehlung durch das Staatliche Schulamt zu genehmigen. Bestehen 
gegen die Empfehlung erhebliche Bedenken, kann das Staatliche Schulamt 
die Empfehlung zur erneuten Beratung zurückverweisen oder erforderlichen-
falls selbst entscheiden. Kann sich der Förderausschuss nicht auf eine Emp-
fehlung einigen, entscheidet das Staatliche Schulamt im Benehmen mit der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter auf der Grundlage der Stellungnahme und 
des gegebenenfalls eingeholten Gutachtens nach Satz 3 nach Anhörung der 
Eltern. 
 
(3) An der allgemeinen Schule wird im Rahmen der Entscheidung nach Abs. 
2 über Art, Umfang und Organisation der sonderpädagogischen Förderung 
ein Förderausschuss eingerichtet. Ihm gehören jeweils an: 

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter, 

2.  eine Lehrkraft der allgemeinen Schule, die das Kind unterrichtet, 

3. eine Lehrkraft des sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzent-
rums oder der zuständigen Förderschule als Vorsitzende oder Vorsit-
zender im Auftrag des Staatlichen Schulamts, 
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4. die Eltern des Kindes, 

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schulträgers, wenn der Unter-
richt in der allgemeinen Schule besondere räumliche und sächliche 
Leistungen erfordert, 

6. mit beratender Stimme 

 a) in der Primarstufe die Leiterin oder der Leiter des freiwilligen 
Vorlaufkurses oder des schulischen Sprachkurses nach § 58 Abs. 
5, wenn das Kind daran teilgenommen hat oder teilnimmt,  

 b) eine Lehrkraft für den herkunftssprachlichen Unterricht, wenn das 
Kind daran teilnimmt, 

 c) in der Primarstufe eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem 
Bereich der Frühförderung oder des Kindergartens, wenn das 
Kind eine Einrichtung dieser Art besucht hat. 

 
Der Förderausschuss hat die Aufgabe, eine Empfehlung über Art, Umfang 
und Organisation der sonderpädagogischen Förderung zu erstellen, Vor-
schläge für den individuellen Förderplan nach § 49 Abs. 3 zu erarbeiten und 
den schulischen Bildungsweg in der allgemeinen Schule zu begleiten." 
 
Wiesbaden, 26. Mai 2011 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der FDP 
Der Parl. Gechäftsführer: Der Fraktionsvorsitzende: 
Bellino Rentsch 
 


